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KOMMENTAR

von BDS-Präsident Günther Hieber

Wieder einmal hat ein „leak“ dazu ge-
führt, dass die ach so streng abge-
schirmten Vertragsinhalte, die zum

Abschluss des TTIP (Transatlantic Trade and
Investment Program) führen sollen, der Öf-
fentlichkeit zugänglich gemacht wurden. Was
war das für eine Aufgeregtheit! Dürfen
Bundestagsabgeordnete in die Vertrags-
unterlagen Einblick nehmen, unter welchen
Umständen, unter dem strengsten Siegel der
Verschwiegenheit, quasi unter Wahrung des
Beichtgeheimnisses? Und dann wird der Ge-
heimniskram auch noch veröffentlicht. Ist
das nicht herrlich?! Sind wir wirklich so un-
mündig, dass Berufspolitiker sich anmaßen
können, wissen zu wollen, was für uns - das
gemeine Volk - gut ist und uns dann mög-
lichst aus dem Entscheidungsprozess her-
auszuhalten? Die Zeiten der Geheimdiploma-
tie sind doch längst vorbei.
Der BDS sieht sich in der Tradition und imGe-
dankengut eines Friedrich List, jenem gro-
ßem deutschen Nationalökonomen, durch
dessen Wirken 1834 die deutsche Zollunion
zustande kam. Sie bewirkte, dass die Zoll-
und Handelshemmnisse zwischen der Viel-
zahl der deutschen Einzelstaaten beseitigt
wurden. An dieser Auffassung hält der BDS
auch heute noch fest, wenn es gilt, in einer
immer kleiner werdenden Welt Handels-
hemmnisse abzubauen. Insoweit ist ein Frei-
handelsabkommen stets begrüßenswert.
Was ist aber der besondere und deshalb ge-
heim zu haltende Regelungsinhalt in TTIP, den
wir nicht kennen sollen? Zuerst einmal ist
festzustellen, dass die Verhandlungspositio-
nen in wichtigen Fragen weit auseinander lie-
gen. In den Verhandlungspapieren stehen
mehr ungeklärte, noch nicht in beiderseiti-
gem Einverständnis erledigte Positionen
nebeneinander (in eckige Klammern gesetzt)
als vereinbarte Regelungen. Besonders strit-
tig sind die Auffassungen zur Ausgestaltung
des Verbraucherschutzes und zur Klärung
von Streitigkeiten durch eine private Schieds-
gerichtsklausel. Im europäischen Recht wird
der Verbraucherschutz durch das Vorsorge-

prinzip dominiert. Dieses besagt, dass ein
Produkt bereits beim Verdacht der Gesund-
heitsgefährdung verboten werden kann.
Nach amerikanischem Recht kann dies erst
dann erfolgen, wenn der Verdacht wissen-
schaftlich bewiesen wurde. Die Konsequenz
wäre, dass alle amerika-nischen Produkte,
die bislang nach europäischem Recht keine
Verkaufs-zulassung bekämen, da sie zumBei-
spiel gentechnisch beeinflusst sind, auf dem
europäischenMarkt zugelassenwerdenmüss-
ten, weil bislang noch kein eindeutiger wis-
senschaftlicher Negativbeweis geführt wer-
den konnte. Das europäische Verdachts-
prinzip wäre damit hinfällig, denn kein Staat
könnte es sich ohne kalkulierbares finanziel-
les Risiko erlauben, einen Rechtsstreit mit
amerikanischen Herstellern zu führen. Dies
führt uns sogleich zu der weiteren Rechtsfra-
ge, ob Streitigkeiten aus diesem Abkommen
der jeweiligen Gerichtsbarkeit, also der Juris-
diktion als dritter Säule unserer Demokratie
neben Legislative und Exekutive entzogen
sein sollen und einer privaten Schiedsge-
richtsbarkeit zugewiesen werden.

Rechtsstaatliches Dreisäulenprinzip
Ich darf daran erinnern, dass auch in
Deutschland in der Zivilprozessordnung
(ZPO) die Vereinbarung von Schiedsgerichten
neben der ordentlichen Gerichtsbarkeit zu-
lässig ist und damit kein Teufelszeug an sich
darstellt. Es beschleicht mich aber bei der
Größe der im Raume stehenden Auswirkun-
gen ein mulmiges Gefühl, wenn Rechtsfra-
gen durch die Einschaltung von international
agierenden Großkanzleien geregelt werden
sollen. Ich bin der Ansicht, dass unabhängi-
ge Gerichte mit vereidigten Richtern eher
dem rechtsstaatlichen Dreisäulenprinzip ent-
sprechen. Dies wäre auch ein Ausdruck
gegenseitigen Vertrauens in die Rechtsstaat-
lichkeit des jeweiligen Vertragspartners. Wel-
che Auswirkungen solche Schiedsklauseln
haben können, zeigt ein momentan in den
USA anhängiges Verfahren mit einem Streit-
wert von 14 Mrd. Euro über die Versagung

von Schürfrechten. Verklagt wurde Kolum-
bien, weil es den amerikanischen Konzernen
keine Abbaugenehmigung erteilte und durch
die kolumbianischen Umweltstandards die-
sen Konzernen angeblich künftige Gewinne
entgehen würden (Quelle: Focus online
25.4.2016). Eine Auswirkung von TTIP wäre,
dass künftige europäische Regelungen, so-
weit sie Effekte für den Handel oder das In-
vestment hätten oder sich geschäftlich nach-
teilig auswirken könnten, vor ein Schieds-
gericht gezerrt würden. Wenn in Vertrags-
verhandlungen die jeweiligen Vertragspart-
ner Positionen einführen, die teils Drohcha-
rakter haben oder Annehmlichkeiten
anbieten, so ist dies in einem Vertragspoker
durchaus legitim. Dies ist nichts anderes als
der altrömische Grundsatz „do ut des“: „ich
gebe, damit du gibst.“ Erkennbar wird dies
durch Äußerungen der amerikanischen Ver-
handlungspartner, wonach ein Fortschritt bei
der Zulassung europäischer Autoteile nur
möglich wäre, wenn sich die EU bei der Agrar-
politik bewegt. Auch im Bereich des öffent-
lichen Beschaffungsmarktes stellt sich das
bisherige Angebot der USA momentan mehr
als eine Einbahnstraße dar, als dass es euro-
päischen Dienstleistern die Öffnung für den
amerikanischen Markt ermöglichen würde.
Hinsichtlich des Handlungsspielraums euro-
päischer Kommunen könnten sich jedoch er-
hebliche Einschränkungen ergeben, zum Bei-
spiel bei der Daseinsvorsorge, im landwirt-
schaftlichen Bereich, bei der Genfreiheit oder
bei der Vergabeverordnung mit Schutzklau-
seln zugunsten kleinerer Kommunen. Sie se-
hen an diesen von mir skizzierten Problem-
feldern, dass, meines Erachtens, ein rascher
Verhandlungserfolg eher unwahrscheinlich
ist. Dies ist kein Beinbruch. Bislang hat sich
die Welt weiter gedreht und sie wird sich mit
oder ohne TTIP weiter drehen. Selbst wenn
es weitere drei Jahre dauert, ist mir ein gutes
und zweifelsfreies Regelwerk lieber, als ein
Freihandelsabkommen, das zu viele Zwei-
felsfragen und Auslegungsmöglichkeiten of-
fenlässt. Dies wäre mein Tipp zu TTIP. �

Dringend gesucht: ein Tipp zu TTIP
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Die Kritik an der Politik der Bundesregierung wird immer heftiger

Im Stimmungstief
Eine Analyse von Staatssekretär a. D. Friedhelm Ost

DDie Stimmung in der
CDU/CSU-Bundestags-
fraktion sei noch nie so

schlecht gewesen wie in der
jüngsten Zeit. So lauten die
Kommentare der meisten Ab-
geordneten der Union. Daheim
in ihren Wahlkreisen jubelt ih-
nen kaum noch jemand zu.
Vielmehr wird die Kritik an

der Politik der Bundesregie-
rung immer heftiger. Den per-
manenten Streit zwischen den
Schwesterparteien CDU und
CSU empfinden viele Unions-
christen als wenig erfreulich.
Die präsidiale Art, mit der die
Bundeskanzlerin politische
Entscheidungen ihrer Fraktion
verkündet, trägt auch nicht zur
Steigerung des Selbstwertge-
fühls der Abgeordneten bei.
Selbst zuvor erhobene Einwän-
de des Fraktionsvorsitzenden
Volker Kauder werden von An-
gela Merkel kaum zur Kenntnis
genommen – wie etwa jüngst
bei der beschlossenen Subven-
tionierung von Elektro-Autos.
Die Parlamentarier der

Union tun sich immer schwe-
rer, die im Kanzleramt und in
der Koalitionsrunde gefassten
einsamen Beschlüsse einfach
so zu schlucken und dann
gegenüber der Öffentlichkeit,
vor allem gegenüber den Wäh-
lern, offensiv zu vertreten und
mit Begeisterung zu erklären.

CDU-Rutsch unter 30 Prozent
Noch sind es mehr als 15 Mo-
nate bis zur nächsten Bundes-
tagswahl. Doch die demosko-
pischen Befunde signalisieren
aktuell wenig Erfreuliches für
die CDU. Lediglich in Bayern
hält sich die CSU mit Umfra-
geergebnissen zwischen 46
und 48 Prozent recht gut, wäh-

rend die CDU allein deutlich
unter 30 Prozent gefallen ist.
Die drei Landtagswahlen am
13. März waren allesamt ge-
fühlte Niederlagen: In Sach-
sen-Anhalt blieb der CDU zwar
der Ministerpräsident Haseloff
erhalten, doch musste eine
Dreierkoalition her, um auf eine
Mehrheit zu kommen. In Rhein-
land-Pfalz wurde die große
CDU-Hoffnung mit Julia Klöck-
ner mehr als bitter enttäuscht.
Ihre Niederlage konnte nicht al-
lein auf ihre äußere Präsenta-
tion mit „mehr Paris als Pirma-
sens“ oder ihrem Flüchtlings-
plan A2 zurückgeführt werden.
Vielmehr waren es wohl

zahlreiche bundespolitische
Faktoren, die ihr den so sicher
geglaubten Sieg vermasselten.
Ähnliches gilt auch für Baden-
Württemberg, wo es im ehe-
maligen Stammland der Union
nur für den zweiten Platz reich-
te. Junior-Partner in einer Koa-
lition unter einer Grünen-Füh-
rung zu sein, dasmuss die CDU
im Südwesten erst noch ver-
kraften, zumal so profilierte
Bundespolitiker wie Wolfgang
Schäuble und Volker Kauder
aus der Region kommen.

Friedhelm Ost
leitete die ZDF-

Wirtschaftsredaktion,
bevor er unter Helmut Kohl
Regierungssprecher und

schließlich CDU-Abgeordneter
im Bundestag wurde.

Heute ist Ost weiter als
Journalist und in der Politik-

und Wirtschaftsberatung tätig.

Der organisierte Jubel für die
zahlreichenWahlkampf-Auftrit-
te der Bundeskanzlerin in den
drei Ländern hat für die meis-
ten CDU-Anhänger nur noch ei-
nen schalen Nachgeschmack.

Keine rosigen Aussichten
Die Perspektiven für die im
September stattfindenden
Wahlen in Berlin und Mecklen-
burg-Vorpommern sind für die
CDU keineswegs rosig. Von eu-
phorischen Erwartungen sind
dort die Unionschristen um
Lichtjahre entfernt. In aktuellen
Umfragen kommt die CDU in
Merkels Stammland Mecklen-
burg-Vorpommern knapp über
die 20 Prozent-Marke, in Berlin
eher darunter. Auch für Nord-
rhein-Westfalen, wo im Mai
2017 der Landtag neu gewählt
und von wo das wichtigste
bundespolitische Signal ausge-
hen wird, steht die Union mit
Armin Laschet an der Spitze
trotz aller Schwächen der rot-
grünen Koalition von Hannelore
Kraft alles andere als stark da.
Als Erfolg an Rhein und

Ruhr würde die NRW-CDU be-

reits ihre Beteiligung an einer
Großen Koalition werten. Bei
den Landtagswahlen in Schles-
wig-Holstein und im Saarland,
die 2017 anstehen, kann die
CDU ebenfalls nicht auf große
Siege hoffen. An der Saar ge-
nießt die CDU-Ministerpräsi-
dentin Annegret Kramp-Karen-
bauer immerhin ein hohes An-
sehen, in Schleswig-Holstein
droht der Union mangels profi-
lierter Kandidaten eher „Land
unter“.

CDU-Führung ohne klaren Kurs
Was landauf, landab in der Par-
tei registriert wird, das sind
Defizite der CDU: Es fehlen be-
geisterte Anhänger, überzeug-
te „Kämpfer“ an der Basis, en-
gagierte Mitglieder sowie viel-
fach auch mitreißende Par-
teifunktionäre und dynami-
sche Mandatsträger. Angela
Merkel steht für die meisten
CDU-Mitglieder zwar immer
noch als erfolgreiche Regie-
rungs-Chefin, doch weniger für
eine motivierende, innovative
und begeisternde Führerin ih-
rer Partei. In der Großen Koali-
tion scheint der klare politi-
sche CDU-Kurs immer mehr
verloren zu gehen. Viele Uni-
onschristen finden die Kom-
promisse auf den Politikfel-
dern allzu sehr sozialdemokra-
tisch eingefärbt. Immer weni-
ger erkennen, wofür die CDU
noch steht und für welche
politischen Ziele die Partei
Flagge zeigt.

Mehr Sekretär denn General
Hinzu kommt, dass die Füh-
rungsetage der Bundes-CDU
mit dem Generalsekretär Tau-
ber an der Spitze allzu
schwach agiert. Die Nutzung

KOLUMNE
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KOLUMNE

der neuen sozialen Medien für
die Kommunikation ist dessen
Steckenpferd, doch es fehlen
Botschaften mit Inhalten,
Kampfeslust, wie sie einst Hei-
ner Geißler als Generalsekre-
tär bewies und Zukunftsent-
würfe mit Phantasie, wie sie
sein Vorgänger Kurt Bieden-
kopf präsentierte: Wen wun-
dert’s da, dass einige CDU-
Granden bissig feststellen:
Tauber ist eben die Steigerung
von taub. Allerdings ist der jet-
zige Generalsekretär ein für
Angela Merkel bequemer Se-
kretär, aber weniger General,
der sich lieber im Elfenbein-
turm des Adenauer-Hauses als
in den Niederungen der Stadt-

und Kreisverbände aufhält, der
eher autistisch denn dialog-
und diskussionsfreudig wirkt.

Berliner Kreis rüttelt auf
Beachtlich ist da die vor weni-
gen Tagen veröffentlichte Er-
klärung des Berliner Kreises,
zu dem nicht weniger als 16
CDU-Mitglieder des Bundesta-
ges und der ehemalige erfah-
rene CDU-Politiker aus Hes-
sen, Christian Wagner, zählen.
Sie sind mutig genug, die Pro-
bleme der Partei deutlich zu di-
agnostizieren und konkrete
Vorschläge zu machen. Der
Berliner Kreis, der zahlreiche
Sympathisanten in der Union
hat, mahnt nachdrücklich „die

programmatische Erkennbar-
keit“ an und fordert, die CDU
wieder als die „Volkspartei der
Mitte“ mit den christlich-sozia-
len, liberalen und wertkonser-
vativen Elementen zu stärken.
Tiefe Sorgen sprechen aus

der Erklärung des Berliner
Kreises, die deutlich Gründe
dafür nennt, dass beachtliche
Teile der Wählerschaft von der
einst so starken Unions-Mitte
wegbrechen: „Von allen Par-
teien hat die CDU am meisten
Wähler an die AfD verloren.
Der zweitgrößte Anteil der AfD-
Wähler kommt aus dem Lager
der Nichtwähler, von denen zu-
vor viele die Union gewählt hat-
ten.“ Und in Richtung der Füh-

rung der Bundes-CDU fordern
die Unionsprotagonisten, die
Grundsätze christlich-demo-
kratischer Programmatik in ih-
rer Politik wieder sichtbar zu
machen und dieMitte am rech-
ten Rand nicht weiter ausfran-
seln zu lassen. Dabei sollten
„unsere Wähler auf der Grund-
lage einer erkennbaren christ-
lichen Orientierung mit Bot-
schaften zur Leitkultur, zur Be-
deutung von Verantwortung
und Freiheit, zur Sozialen
Marktwirtschaft, zur inneren
Sicherheit, zur Familie, zum Le-
bensschutz und zum Patrio-
tismus“ angesprochen wer-
den, so heißt es in der Erklä-
rung des Berliner Kreises. �
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Hans-Peter Friedrich gehört zu den politischen Schwergewichten
in der Bundeshauptstadt. Der promovierte Jurist und studierte
Wirtschaftswissenschaftler hat das politische Einmaleins von der

Pike auf gelernt. Als persönlicher Referent (1993 – 1998) des damaligen
Vorsitzenden der CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag, Michael
Glos, galt Friedrich innerhalb der Unionsfraktion als anerkannter Experte
für die Bereiche Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft sowie Post und Te-
lekommunikation, sodass er nach seiner Wahl in den Deutschen Bundes-
tag (1998) in den Ausschuss für Arbeit und Soziales delegiert wurde. Sei-
ne weiteren Stationen auf der politischen Karriereleiter: von 2005 bis
2009 stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
und zuständig für die Bereiche Verkehr, Bau, Stadtentwicklung, Tourismus
sowie Kommunalpolitik; von 2009 bis 2011 Vorsitzender der CSU-Lan-
desgruppe im Deutschen Bundestag; von 2011 bis 2013 Bundesminister
des Innern und von Dezember 2013 bis Februar 2014 Bundesminister für
Ernährung und Landwirtschaft.

Im Zuge staatsanwaltlicher Ermittlungen gegen den ehemaligen Bundes-
tagsabgeordneten Sebastian Edathy wurde bekannt, dass Hans-Peter Frie-
drich in seiner Funktion als Bundesinnenminister den SPD-Parteivorsitzenden
Sigmar Gabriel über die laufenden Ermittlungen gegen Edathy informiert hat-
te. Aufgrund des – wie er es formulierte – gewachsenen Drucks trat Hans-
Peter Friedrich am 14. Februar 2014 vom Amt des Bundeslandwirtschafts-
ministers zurück. Nach wie vor ist Hans-Peter Friedrich der tiefen Überzeu-
gung, dass er seinerzeit politisch und rechtlich richtig gehandelt hatte, als er
den SPD-Vorsitzenden über die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen gegen
Edathy informierte. Friedrichs Haltung wird von namhaften Staatsrechtswis-
senschaftlern gestützt. So zum Beispiel durch Joachim Wieland.

Nach seinem Rücktritt als Landwirtschaftsminister ist Friedrich erneut
zum stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
gewählt worden.

In der Flüchtlingspolitik und beim Euro-Rettungsschirm nimmt Friedrich
eine Position ein, die deutlich vom Kurs der Bundeskanzlerin abweicht.
In einem Tweet bezeichnete Hans-Peter Friedrich die Flüchtlingspolitik als
verfehlt. Zudem führe CDU-Chefin Angela Merkel ihre Partei viel zu
weit nach links.

In einem Gespräch mit den BDS-Vertretern Hans-Peter Murmann und
Joachim Schäfer begründete Dr. Friedrich seine kritische Haltung gegen-
über der Bundesregierung und nahm Stellung zu der Frage, ob über eine
Million Flüchtlinge kulturell zu integrieren sind.

Flanke nach rechts schließen
Ex-Innenminister Hans-Peter Friedrich über die Prinzipien einer
freiheitlichen, demokratischen und christlichen Politik

DEUTSCHLAND

Fotos: David Ausserhofer, Berlin



7Der Selbständige 07/08-2016

DEUTSCHLAND

?Der Berliner Kreis um Christean
Wagner, ein Zusammenschluss

konservativer und wirtschaftslibe-
raler Unionspolitiker, hat Merkels
Flüchtlingskurs in einem Papier
massiv kritisiert. Die Autoren be-
klagen eine Linksdrift der CDU.
Kommt diese Erkenntnis nicht zu
spät – besonders mit Blick auf die
Wahlerfolge der AfD?

Hans-Peter Friedrich: Wenn es um
die AfD geht, rate ich dringend,
nicht ängstlich wie das Kaninchen
vor der Schlange zu sitzen und sich
taktische Raffinessen auszuden-
ken. Wir müssen uns als Union wie-
der auf unsere Grundsätze einer
freiheitlich-liberalen Wirtschafts-
und Gesellschaftsordnung besin-
nen, den Menschen entsprechen-
de Angebote machen und diese in
praktische Politik gießen. Das ist
nicht zu früh, das ist nicht zu spät,
sondern das ist ein Dauerauftrag.

?Nun gilt ja dieser legendäre Satz
von Franz Josef Strauß, dass es

rechts neben der CSU keine demo-
kratisch legitimierte Partei geben
darf. Die Bundeskanzlerin hat dies
in einem Interview aber in Frage
gestellt. Wenn der Satz so inter-
pretiert werde, „dass Prinzipien re-
lativiert oder gar aufgegeben wer-
den müssten, damit Menschen
sich nicht von der Union abwen-
den, Prinzipien, die für unser Land,
wie auch für die Union konstitutiv
sind, die den Kern unserer Über-

„Rechts neben
der CSU darf
es keine
demokratisch
legitimierte
Partei geben“
(Franz Josef Strauß)

zeugungen ausmachen, dann gilt
dieser Satz nicht für mich“.

Hans-Peter Friedrich: Franz Josef
Strauß stand immer für die Prinzi-
pien einer freiheitlichen, demokra-
tischen und auf einem christlichen
Menschenbild aufbauenden Politik.
Dazu gehört, dass man versucht,
von der Mitte bis zum demokrati-
schen rechten Rand so viele Men-
schen wie möglich in eine Volks-
partei zu integrieren. Das heißt für
uns, dass wir auch die nationalkon-
servativen und die liberalkonserva-
tiven Menschen in unser Spektrum
integrieren müssen. Denjenigen in
der CDU, die diesen Auftrag aufge-
ben wollen, weil sie glauben, dass
sie in der linken Mitte eher Stim-
men holen können, sage ich, dass
dies ein großer Fehler ist, weil kein
Mensch in Deutschland eine linke
CDU braucht. Es gibt schon genug
linke Parteien in Deutschland. Wir
brauchen keine CDU, die die Flan-
ke nach rechts öffnet und im Grun-
de zulässt, dass die Nationalkon-
servativen, die Liberalkonservati-
ven und die Wirtschaftsliberalen
sich einer Partei wie der AfD zu-
wenden.

?Denjenigen, die Kritik an der
Flüchtlingspolitik von Angela

Merkel üben, wird vorgeworfen, sie
trügen die Verantwortung für die
Wahlniederlagen in Rheinland-Pfalz
und Baden-Württemberg. Aber ist
es nicht so, dass nicht derjenige

Fehler macht, der auf Fehler hin-
weist, sondern derjenige, der sie
begeht?

Hans-Peter Friedrich: Die Men-
schen im Land spüren und wissen,
dass ein ungesteuerter Zustrom
nach Deutschland und Europa
durch eine Völkerwanderung nicht
gut gehen kann. Deshalb erwarten
die Bürger von uns, dass wir ihre
Sorgen ernst nehmen und dass wir
auf ihre Fragen Antworten geben.
Es darf nicht darum gehen, aus
taktischen Gründen ständig auf
Wahlen zu schielen, sondern wir
müssen Politik gestalten. Und dies
mit klaren Aussagen. Die Bürger
müssen darauf vertrauen können,
dass wir in ihrem Sinn und zum
Schutz ihrer berechtigten Interes-
sen nach den Regeln des gesun-
den Menschenverstandes Politik
gestalten. Wenn wir dies beherzi-
gen, werden wir auch wieder Wah-
len gewinnen.

?Passen dann überhaupt nach Ih-
rer Meinung noch CDU und CSU

zusammen?

Hans-Peter Friedrich: Ich habe lan-
ge in Nordrhein-Westfalen gelebt.
Ich weiß, dass meine Freunde
dort in den CDU-Ortsverbänden
in der Flüchtlingsfrage genau so
denken, wie wir in Bayern auch.
Wenn die politische Führung dies
beherzigt, kann eigentlich nichts
schiefgehen.
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?Der Vorsitzende der Mittel-
standsvereinigung, Carsten Lin-

nemann, sieht das Hauptproblem
der Flüchtlingskrise in der kultu-
rellen Integration. Sie haben sich
in verschiedenen Medien ähnlich
geäußert. Wo sehen Sie die Pro-
bleme?

Hans-Peter Friedrich: Zunächst
müssen wir deutlich machen, dass
jeder, der zu uns kommt, sich an un-
serer Leitkultur zu orientieren hat.
Wer dazu nicht bereit ist, muss un-
ser Land wieder verlassen. Gleich-
wohl ist es eine Mammutaufgabe,
über eine Million Menschen, die im
letzten Jahr zu uns gekommen sind,
kulturell zu integrieren. Die meis-
ten Migranten sprechen kein Wort
Deutsch. Wir haben nicht genug
Dolmetscher, ummit ihnen zu kom-
munizieren. Über die Bildersprache
geht das nur unzureichend und mit
ein paar Stunden Integrationskurs
ist es nicht getan. Zudem darf ich
darauf hinweisen, dass in Deutsch-
land sehr vieleMigranten leben, bei
denen es uns auch nach Jahrzehn-
ten nicht gelungen ist, ihnen unse-
re Kultur nahezubringen. Es gibt ein
afrikanisches Sprichwort, das da
lautet: „Für die Erziehung eines Kin-
des braucht es ein ganzes Dorf.“
Dieses Sprichwort lässt sich eins
zu eins auf die heutige Situation
übertragen. Für die Integration ei-
nes Migranten aus einer fremden
Kultur braucht es eine ganze Ge-
sellschaft.

Wenn der Satz
von Franz Josef
Strauß so inter-
pretiert wird,
„dass Prinzi-
pien relativiert
oder gar aufge-
geben werden
müssten, damit
Menschen sich
nicht von der
Union abwen-
den, Prinzipien,
die für unser
Land, wie auch
für die Union
konstitutiv
sind, die den
Kern unserer
Überzeugun-
gen ausma-
chen, dann gilt
dieser Satz
nicht für mich“
(Angela Merkel)

?Wird sich die Situation nicht be-
ruhigen, nachdem die Balkan-

route geschlossen ist?

Hans-Peter Friedrich:Dank unserer
österreichischen und mazedoni-
schen Freunde ist die Balkanroute
geschlossen. Es ist aber ein großer
Fehler, zu glauben, dass dies zu ei-
ner deutlichen Entspannung bei-
tragen wird. Ich befürchte, dass
weitere Flüchtlinge über dasMittel-
meer, aber auch über die Ukraine
kommen werden – zum Beispiel
Flüchtlinge aus Afghanistan. Des-
wegen brauchen wir eine grundle-
gende Klärung der Frage, wie wir
mit zig Millionen Menschen, die
tendenziell nach Europa wollen,
umgehen werden. Blicken Sie auf
Schweden, ein Land mit einer gro-
ßen liberalen Einwanderungstradi-
tion. Die Schweden haben ihre
Grenzen geschlossen, weil sie wis-
sen, dass es das Ende ihres Staats-
wesens wäre, wenn sie es zuließen,
dass mit einer Überflutung von
Menschen das Land überfordert
und der hochentwickelte Sozial-
staat in Trümmer gelegt würde. Es
muss unsere Aufgabe sein, dafür
zu sorgen, dass nur so viele Men-
schen zu uns kommen, wie wir ver-
kraften können.

?Immer wieder wird von Über-
griffen auf Christen und andere

religiöse Minderheiten in Flücht-
lingsunterkünften berichtet. Haben
diese Täter nicht von vornerein ihr

Aufenthaltsrecht in Deutschland
und ihren Status als Asylsuchende
verwirkt?

Hans-Peter Friedrich: Tatsache ist,
dass die Flüchtlinge auch ihre Kon-
flikte, die letzten Endes zum Bür-
gerkrieg führten, mit nach
Deutschland bringen. Deshalb
müssenwir diesen Flüchtlingen sa-
gen, dass sie in Deutschland die
christliche Kultur mit all ihren Re-
geln und ihrer Toleranz gegenüber
Andersdenkenden und Anders-
gläubigen zu akzeptieren haben.
Die Frage, ob jemand sein Asyl-
recht verwirkt, ist eine juristische
Frage, bei der die Richter das letz-
te Wort haben. Wer aber nicht Wil-
lens ist, unsere Kultur zu akzeptie-
ren, hat zumindest aus morali-
schen Gründen sein Asylanspruch
verwirkt.

?Der Berliner Kreis fordert, denPersonen die deutsche Staats-
bürgerschaft abzuerkennen, die
im Ausland für eine Terrormiliz
kämpfen und neben der deut-
schen noch eine weitere Staats-
bürgerschaft besitzen. Können
Sie sich mit dieser Forderung an-
freunden?

Hans-Peter Friedrich: Ich teile diese
Forderung, die im Übrigen auch
in Frankreich diskutiert wird.
Allerdings betrifft dies nur einen
ganz kleinen Personenkreis, weil –
wie wir wissen – nur wenige der

DEUTSCHLAND
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Terroristen eine doppelte Staats-
angehörigkeit vorweisen können.

?Ein Berater Erdogans hat damit
gedroht, Flüchtlinge wieder auf

den Weg nach Europa zu schicken,
falls die Visafreiheit für die Türkei
nicht kommt. Ist angesichts dieser
Drohkulisse die Türkei überhaupt
ein seriöser Verhandlungspartner?

Hans-Peter Friedrich: Wir können
uns unsere Verhandlungspartner in
der Welt leider nicht aussuchen.
Um unsere Grenzsicherungsaufga-
ben wahrnehmen zu können, brau-
chen wir ein Abkommen mit der
Türkei, aber auch Abkommen mit
den nordafrikanischen Staaten.
Natürlich haben wir es nicht über-
all mit Demokratien nach deut-
schem Vorbild und Muster zu tun.
Aber wir betreiben ja auch nicht
nur Handel mit lupenreinen Demo-
kratien. Insofern rate ich, dieMess-
latte nicht zu hoch zu legen. Aller-
dings darf man sich nie in eine Si-
tuation begeben, in der man aus
der Position des Bittstellers heraus
verhandeln muss. Meine türki-
schen Gesprächspartner haben
mir immer gesagt, dassmanmit Er-
dogan nur aus einer Position der
Stärke heraus verhandeln darf. Da-
zu hätten wir entschlossen die tür-
kisch-griechische Grenze sichern
müssen.

?Als stellvertretender Vorsitzen-
der der CDU/CSU-Fraktion sind

Sie für die Europapolitik zuständig.
In einem Interview mit der Welt ha-
ben Sie verlautbart, dass die euro-
päischen Bürger Brüssel zuneh-
mend als fremdeMacht verstehen.
Was meinen Sie genau?

Hans-Peter Friedrich: Es gibt eine
Entfremdung zwischen den Bür-
gern und den europäischen Institu-
tionen in Brüssel. Wir haben eine
unerträgliche Dominanz der euro-
päischen und nationalen Techno-
kraten in der EU. Diese ergibt sich
daraus, dass in allen wesentlichen
Fragen EU-Kommission und Rat zu-
sammenwirken und das Europäi-
sche Parlament im Rahmen seiner
begrenzten Möglichkeiten ver-
sucht, das Schlimmste zu verhin-
dern. Hingegen werden die natio-
nalen Parlamente als Vertreter der

Bürger weitgehend außen vor ge-
lassen. Das ist nicht, wie wir uns
Europa vorgestellt haben.

?Für wie wahrscheinlich halten
Sie ein viertes Hilfspaket für

Griechenland?

Hans-Peter Friedrich: Das ist
schwer zu beurteilen. Die Proble-
me in Griechenland sind trotz eini-
ger positiver Signale der Griechen
nach wie vor ungelöst. Ich denke,
dass wir inzwischen an einem
Punkt angekommen sind, an dem
den Griechen wieder mehr Selbst-
bestimmungsrecht gegeben wer-
den muss, aber sie gleichzeitig die
Konsequenzen ihres Scheiterns
selbst zu tragen haben.

?Wäre es nicht für alle Beteiligten
besser, wenn Griechenland die

Eurozone verlassen würde?

Hans-Peter Friedrich: Seit 2010 ha-
be ich in allen Funktionen immer
wieder dafür plädiert, dass Grie-
chenland die Eurozone verlässt. Ich
hätte es auch für gut gefunden,
wenn wir im letzten Jahr einen
Schlussstrich gezogen hätten. In-
zwischen befinden wir uns in Euro-
pa in einer derart instabilen politi-
schen Lage, dass ein Ausscheiden
Griechenlands aus der Eurozone ei-
ne weitere politische Belastung der
EU brächte, auch wenn das ökono-
mische Risiko inzwischen geringer
wäre. �

„Wir brauchen
keine CDU, die
die Flanke
nach rechts
öffnet“
(Hans-Peter Friedrich)

Mit Dr. Hans-Peter
Friedrich sprachen
Hans-Peter Murmann
und Joachim Schäfer

DEUTSCHLAND
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Carsten Linnemann sieht als Mitgrund für die Flüchtlingsbewegungen, dass
in den Camps in Libanon und in Jordanien die monatlichen Zuwendungen
pro Person von 27 auf 13 Dollar gesenkt wurden

Der Bundestagsabgeordnete und Vorsitzende der
CDU/CSU-Mittelstandsvereinigung, Carsten Linne-
mann, gehört zu dem überschaubaren Personenkreis

innerhalb seiner Fraktion, der in der Flüchtlingsfrage andere Ak-
zente als die Bundeskanzlerin und die Parteispitze setzt. Seine
Forderung nach einer Begrenzung der Zuwanderung wurde nach
Medienberichten durch den Fraktionsvorsitzenden Volker Kau-
der mit harschen Worten gerügt. Vor allem eine gelingende In-
tegration der Bürgerkriegsflüchtlinge in den Arbeitsmarkt zwei-
felt Linnemann an.
Die Ansichten Linnemanns werden bestätigt durch Professor
Bernd Raffelhüschen, der davon ausgeht, dass mindestens 80
Prozent der Flüchtlinge, die sich im arbeitsfähigen Alter befin-
den, aufgrund mangelnder Sprachkenntnisse und beruflicher
Fähigkeiten, nicht integrierbar sind. Auch die durch Politik und
Medien vielfach geschönt dargestellte Situation, dass sich auch
viele Ärzte und Ingenieure aus Syrien unter den Flüchtlingen be-
fänden, die in Deutschland dringend gebraucht würden, wider-
legt Raffelhüschen. Der Professor für Finanzwissenschaft an der

Albert-Ludwigs-Universität in Freiburg sagt, dass ein syrischer
Ingenieur sich höchstens auf dem Niveau eines deutschen Ab-
iturienten bewegt. Raffelhüschens Argumente werden durch
den früheren Chef des IFO-Institutes, Professor Hans-Werner
Sinn, untermauert. Sinn bezweifelt ebenso, dass der Flücht-
lingsstrom Deutschland wirtschaftlich nützlich sein kann. Vor al-
lem wegen ihrer geringen Qualifikationen würden die Zuwande-
rer den Staat vielmehr gigantische Summen kosten. Die Be-
rechnung Raffelhüschens, der pro Flüchtling Kosten von 450
000 Euro ermittelt hat, hält Sinn für noch zu optimistisch. Denn
Raffelhüschens Zahlen würden nur dann gelten, wenn die Asyl-
bewerber so schnell wie möglich in den Arbeitsmarkt integriert
werden können, wie frühere Einwanderer, dämpft Sinn jedwe-
den Optimismus.
Ob der Mittelstandspolitiker Carsten Linnemann die Bedenken
der Wissenschaftler teilt und was aus seiner Sicht zu tun ist, um
die Flüchtlingsströme wieder in geordnete Bahnen zu lenken,
darüber sprach der CDU-Bundestagsabgeordnete mit Joachim
Schäfer.

Für den Vorsitzenden der
Mittelstandsvereinigung,
Carsten Linnemann, wird
die größte Herausforderung
zur Bewältigung der
Flüchtlingskrise die
kulturelle Integration sein

Kurzsichtiger

Aktionismus
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Der Selbständige: Teilen Sie die Ein-
schätzungen der Professoren Hans-
Werner Sinn und Bernd Raffel-
hüschen?

Carsten Linnemann: Aus meiner
Sicht werden die Kosten für die
Flüchtlingskrise bei weitem unter-
schätzt. In der Vergangenheit
haben wir vieles schön geredet
und ebenso vieles totgeschwiegen.
Kurzum: Wir haben keine ehrliche
Debatte geführt – übrigens auch
nicht von Seiten der Wirtschaft. Da
ging zum Beispiel vom Chef eines
großen Automobilkonzerns ein fa-
tales Signal aus, über den Beitrag,
den die Wirtschaft – vor allem die
Großbetriebe – an Integrationsleis-
tung in den Arbeitsmarkt erbringen
wird. Wenn ich dann lese, dass VW,
immerhin ein Konzern mit 270 000
Mitarbeitern, 100 Praktikaplätze
für Flüchtlinge zur Verfügung stellt,
dann frage ich mich, ob das eine
große Integrationsleistung dar-
stellt. Dennoch glaube ich, ohne
detailliert auf die genannten Zahlen
der Professoren Raffelhüschen und
Sinn einzugehen, dass wir die öko-
nomische Integrationsleistung hin-
bekommen werden. Die größte
Herausforderung wird die kulturel-
le Integration sein. Und die wird
uns weit mehr Geld kosten, als die
Bewältigung der ökonomischen
Herausforderung.

Der Selbständige: Der Verfas-
sungsrechtler Ruppert Scholz sagt
in einem Gutachten: „Aus den
Grundsätzen von Recht und Sozial-
staatligkeit sowie dem Gebot des

„Was mir zur-
zeit besonders
Sorgen berei-
tet, sind die
Ausführungen
unseres Ent-
wicklungshilfe-
ministers, der
davon spricht,
dass in Afrika
Millionen Men-
schen auf
gepackten
Koffern sitzen,
um ebenfalls
in die Europäi-
sche Union zu
flüchten.“
(Carsten Linnemann)

Schutzes der nationalen Identität
folgt insbesondere auch das Recht
und gegebenenfalls die Pflicht des
Gesetzgebers, einer Überzahl von
Asylbewerbern dann regelungsmä-
ßig entgegenzutreten, wenn die
Aufnahmefähigkeit des eigenen
Landes ernsthaft gefährdet ist. Ist
diese Situation nicht schon einge-
treten, wenn es um die Aufnahme-
fähigkeit Deutschlands geht?

Carsten Linnemann: Ruppert
Scholz hat sein Gutachten öffent-
lich gemacht, als jeden Tag im No-
vember letzten Jahres über 7 000
Flüchtlinge zu uns nach Deutsch-
land kamen. Durch das Schließen
der Balkanroute stellt sich im Mo-
ment diese Problematik nicht
mehr. Dennoch müssen wir zu ei-
ner europäischen Lösung kommen.
Was mir zurzeit besonders Sorgen
bereitet, sind die Ausführungen un-
seres Entwicklungshilfeministers,
der davon spricht, dass in Afrika
MillionenMenschen auf gepackten

Koffern sitzen, um ebenfalls in die
Europäische Union zu flüchten.
Eine solche Flüchtlingsbewegung
wäre von keinem Land der Europäi-
schen Union zu bewältigen – auch
nicht von Deutschland. Dass es zu
dieser Situation überhaupt erst ge-
kommen ist, daran tragen wir ein
gerütteltes Maß an Mitschuld.
Schon vor Jahren wurde davor ge-
warnt, den Flüchtlingscamps im Li-
banon und in Jordanien die Gelder
zu kürzen. Trotz aller Warnungen
wurden dann die monatlichen Zu-
wendungen pro Person in den La-
gern von 27 auf 13 Dollar gesenkt.
Dieser kurzsichtige Aktionismus
rächt sich nun. Deshalb plädiere
ich dafür, die Fluchtursachen vor
Ort zu bekämpfen. Das heißt, die
Gelder direkt vor Ort den Men-
schen zugutekommen lassen, da-
mit diese eine Bleibeperspektive
haben. Im Übrigen wäre das auch
die kostengünstigste Lösung für al-
le beteiligten Länder. Und erst
recht für Deutschland. �

Mit Carsten Linnemann sprach Joachim Schäfer
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Veronika Bellmann: Unbequeme Ansichten kompromisslos formulieren

Mut zur eigenen

Courage
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Immer dann, wenn sich die CDU-Bundes-tagsabgeordnete Veronika Bellmann in
den Medien zu Wort meldet, ist ihr die

Aufmerksamkeit der politischen Beobach-
ter in der Hauptstadt sicher. So auch zuletzt
nach einem Interviewmit dem Internet-Por-
tal FOCUS-Online, in dem Veronika Bell-
mann zu den Vorfällen in Clausnitz Stellung
nahm. Bellmann (Clausnitz liegt in ihrem
Wahlkreis) ließ keinen Zweifel daran, dass
Recht und Gesetz für alle zu gelten habe.
Das Problem allerdings sei, dass viele Bür-
ger nicht mehr daran glaubten, dass das in
Deutschland noch seine Gültigkeit habe.
Die Medien, die sie gern auch mal „Lücken-
presse“ nennt, würden einen teilweise
unrühmlichen Beitrag dazu leisten, sagte
Bellmann und nannte ein Beispiel: „Wenn
die Antifa Schilder besprüht und unverhoh-
len sagt: ,Das Dorf legen wir in Trümmerʽ,
oder in Leipzig auf Polizisten losgeht, ist
das kaum ein paar Stunden in den Schlag-
zeilen. Wenn auf Veranstaltungen ,Wir sind
das Volkʽ gerufen wird, spricht man sofort
von Mob und verbaler rechter Gewalt. Die-
ses Ungleichgewicht regt die Leute auf.“
Überhaupt sei es eine „Vorverurtei-

lung“, zu behaupten, alle Sachsen seien
rechts, hob Bellmann in dem Focus-Inter-
view hervor.

Falsche Adressaten
Auch wenn man – wie sie – nicht mit der
Flüchtlingspolitik der Kanzlerin einverstan-
den sei, wären gerade angekommene
Flüchtlinge allerdings die falschen Adres-
saten für politischen Protest. „Die richtigen
Adressaten sitzen in der Bundesregierung
in Berlin, in den Landesregierungen – außer
der in Bayern – und bei der Mehrheit der
Parlamentarier – außer den Bundestagsab-
geordneten der CSU und einigen kritischen
Geistern in der CDU.“

Aber nicht nur in der Flüchtlingspolitik
steht Veronika Bellmann diametral zur Hal-
tung der Bundeskanzlerin. Im Juni 2011
stimmte sie zusammen mit fünf weiteren

Abgeordneten der Union (unter anderem
Peter Gauweiler) gegen zusätzliche Milliar-
denhilfen für Griechenland. Zudem betei-
ligte sich die sächsische Bundestagsabge-
ordnete im Mai 2012 mit an der Gründung
von „Allianz gegen den ESM“. Mit zehn wei-
teren Bundestagsabgeordneten aus CDU
und FDP bekundete sie die Auffassung,
dass der Euro nur mit Haftung der Schuld-
ner und durch Eigenverantwortung eine Zu-
kunft habe und forderte die Rückkehr zu
den Grundprinzipien des Maastrichter Ver-
trages.

Gegen den Strich bürsten
Wer also ist diese Frau, die es wagt, mit ih-
rer Meinung gegen den „Fraktionsstrom“
zu schwimmen oder – wie derWestfale sagt
– gegen den Strich zu bürsten?

Vielleicht liegt Veronika Bellmanns Nei-
gung, auch unbequeme Ansichten kompro-
misslos zu formulieren, in ihrer Biographie
begründet. Im Gegensatz zu einigen – auch
heute noch aktiven – Spitzenpolitikern aus

den neuen Bundesländern, die sich zu DDR-
Zeiten mit dem SED-Regime arrangiert hat-
ten und im Parteiapparat durchaus heraus-
ragende Ämter bekleideten, musste die ge-
bürtige Chemnitzerin einige Schikanen des
DDR-Staates durchleben.

Im Fadenkreuz der Stasi
Wegen ihres unbeugsamen Bekenntnisses
zum Christentum stand die heute 55jähri-
ge Diplomverwaltungsbetriebswirtin sowie
Fachkauffrau für Marketing und Vertrieb
(VWA) bereits in jungen Jahren im Faden-
kreuz der DDR-Staatssicherheit. Erst
recht, als sie mit knapp 20 Jahren ihren
Mann heiratete, der zu diesem Zeitpunkt
als Offizier bei der Nationalen Volksarmee
(NVA) diente. Als erfolgreicher Leichtathlet
fehlte ihm für eine internationale Karriere
die staatliche Unterstützung und so lockte
man ihn in die Sportoffizierslaufbahn der
NVA. Im Elternhaus der Wächters, so der
Mädchenname Veronika Bellmanns, wurde
der junge Leutnant erstmals mit christ-
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lichen Ansichten konfrontiert. Die Begeg-
nung „mit einer ganz anderen Welt“ veran-
lasste den NVA-Offizier zu einer „Kehrt-
wende“. Er ließ sich taufen und firmen,
kehrte dem Sozialismus den Rücken und
quittierte den Dienst bei der Armee. Eine
Todsünde zu DDR-Zeiten. Fortan verdiente
Karl-Heinz Bellmann in einem landwirt-
schaftlichen Betrieb zunächst als Hilfsar-
beiter, dann als Landmaschinenschlosser
seine Brötchen. Und auch Veronika Bell-
mann wurde abgestraft. Trotz „lupenreiner
Zeugnisse“ wurde ihr das Studium verwei-
gert – nachzulesen in ihrer Stasi-Akte. So
blieb ihr nur die Möglichkeit, als Erzieherin
in Kindereinrichtungen von Oederan und
Eppendorf zu arbeiten, um über die Run-
den zu kommen. Eine Tätigkeit, von der sie
in ihrem späteren Beruf als Sozialarbeiterin
in der Jugendgerichtshilfe beim Landrats-
amt Flöha (1992-1994) allerdings hochgra-
dig profitieren konnte.

Eigene „Freitags-Proteste“ organisiert
Vor der Wende überlegte das Ehepaar Bell-
mann nahezu täglich, wie und in welcher
Form man der DDR den Rücken kehren
könnte. Die Grenzanlagen überwinden?Mit
einem Baby unmöglich! Einen Ausreisean-
trag stellen? Die Wahrscheinlichkeit, die-
sen in absehbarer Zeit genehmigt zu be-
kommen, war gleich null! Außerdem hatte
Veronika Bellmann panische Angst, in der
Bundesrepublik mit ihrer kleinen Tochter in
einem Lager leben zu müssen. Und Ver-
wandten im Westen wollte sie auch nicht
zur Last fallen. 1989, bei einem Besuch der
ehemaligen Tschechoslowakei, standen die
Bellmanns, wie so viele andere DDR-Bürger

auch, vor der deutschen Botschaft in Prag.
Sollten sie es wagen, über exterritoriales
Gebiet ihre Ausreise herbeizuführen? Auch
dieser Gedanke wurde verworfen. Die ban-
ge Frage war: Was wird dann aus unserer
Tochter? So kehrten Karl-Heinz und Veroni-
ka Bellmann wieder um und fuhren zurück
in den Arbeiter- und Bauernstaat. Voller
Frust, versteht sich.

Gleichwohl gingen die Bilder von den Re-
publikflüchtigen, die in der Prager Bot-
schaft Zuflucht gesucht hatten, den Bell-
manns nicht aus dem Kopf. Als es in der
DDR landesweit zu gären begann und in
Leipzig die ersten Menschen auf die Straße
gingen, organisierten sie in ihrem Heimat-
ort mit anderen Bürgerrechtlern ihre eige-
nen „Freitags-Proteste“, um den Leipzigern
bei deren Montags-Demonstrationen nicht
in die Quere zu kommen. Obwohl Eppen-
dorf nur ein 3.500-Seelen-Dorf ist, kamen
anmanchen der zehn Freitagsdemos bis zu
5.000 Menschen auf die Straße. „Das war
schon gewaltig“, erinnert sich Veronika
Bellmann, wobei ein stolzer Unterton in
ihrer Stimme nicht zu überhören ist. Und
weiter: „Aus der Euphorie dieser Tage
ziehe ich noch heute die Kraft für mein
politisches Engagement und das, was man
Mut zur eigenen Courage nennt.“

Seit 2002 im Deutschen Bundestag
Nach der Wende blieb Veronika Bellmann
zunächst bis 1990 parteilos, um dann in
die CDU einzutreten. Seit der Wiederverei-
nigung war sie Mitglied in zahlreichen
CDU-Gremien, wie demCDU-Ortsvorstand
Eppendorf, dem CDU-Kreisvorstand Frei-
berg, dem CDU-Landesvorstand Sachsen
und ist nun seit 2008 stellvertretende Vor-
sitzende des CDU-Kreisverbandes Mittel-
sachsen. 1994 wurde sie erstmals in den
Sächsischen Landtag gewählt, dessenMit-
glied sie bis zum Jahr 2002 war. Sie sagt

von sich, dass sie schon damals zwar kom-
promissfähig aber nicht harmoniesüchtig
gewesen sei. So ist Veronika Bellmann
auch heute noch. Selbst wenn sie nicht zur
Funktionselite gehört, taugt sie als leiden-
schaftliche Politikerin und eigenständige,
kritische Persönlichkeit einfach nicht zur
Hinterbänklerin. Mit der Bundestagswahl
2002 wechselte sie (mit einem Direktman-
dat versehen) in den Deutschen Bundes-
tag. Inzwischen weitere drei Mal mit über-
ragenden Ergebnissen wieder gewählt, ist
die sympathische Sächsin derzeit Mitglied
im Ausschuss für Verkehr und digitale In-
frastruktur, im Abgasskandal-Untersu-
chungsausschuss sowie stellvertretendes
Mitglied im Verteidigungsausschuss.

Knapp bemessene Freizeit
Bleibt da überhaupt noch Zeit für ein Pri-
vatleben? Das sei knapp bemessen, sagt
Veronika Bellmann. Sie müsse die wenige
Freizeit übers Jahr ansammeln, damit sie
wenigstens einmal im Jahr ihre Tochter, die
mit ihrer Familie in Afrika lebt, besuchen
kann. Ansonsten findet sie Ausgleich bei
der Arbeit in Haus, Hof und Garten. Bleibt
darüber hinaus auch noch Zeit für ein Hob-
by? „Kaum“, sagt sie nach kurzem Zögern,
„obwohl ich für mein Leben gern Mensch
und Natur beobachte und sie dann zeichne
und male.“

In der Tat: Veronika Bellmanns Ölbilder
und Stiftzeichnungen können sich sehen
lassen. Und vielleicht wird auch einmal ein
echter Bellmann in Kunstkreisen den Stel-
lenwert einnehmen, den Veronika Bellmann
in der Politik bereits heute für sich rekla-
mieren kann. E.B. �

Veronika Bellmann ist Major d. R. der Bundeswehr

Porträt von Veronika Bellmann eines Kultursalon-KünstlersVeronika Bellmann im Kreis ihrer Familie
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Zum Jahresbeginn ist die neue Beratungs-
förderung des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Energie (BMWi) für kleine

und mittlere Unternehmen der gewerblichen
Wirtschaft und Angehörige der freien Berufe in
Kraft getreten. Das Programmmit demNamen
„Förderung unternehmerischen Know-hows“
richtet sich an bereits gegründete Unterneh-
men und wird aus Mitteln des Europäischen
Sozialfonds (ESF) und des BMWi finanziert. Be-
ratungen in der Vorgründungsphase werden
durch Länderprogramme bezuschusst.

Wer wird gefördert?
Das Programm richtet sich an
– junge Unternehmen, die nicht länger als
zwei Jahre am Markt tätig sind
(Jungunternehmen)

– Unternehmen ab dem dritten Jahr nach
Gründung (Bestandsunternehmen)

– Unternehmen in Schwierigkeiten
Die Unternehmen müssen die EU-KMU Kri-
terien erfüllen und ihren Sitz in der Bundes-
republik Deutschland haben. Für Unterneh-
men in Schwierigkeiten sind zusätzlich die
EU-Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Ret-
tung und Umstrukturierung (2014/249/01)
zu beachten (mehr als die Hälfte des Kapitals
muss durch Verluste aufgezehrt sein).
Nicht antragsberechtigt sind
– Unternehmen sowie Angehörige der Freien
Berufe, die in der Unternehmens-, Wirt-
schaftsberatung, Wirtschafts- oder Buchprü-
fung bzw. als Rechtsanwalt, Notar, Insolvenz-
verwalter oder in ähnlicher Weise beratend
oder schulend tätig sind oder werden wollen,

– Unternehmen, über deren Vermögen ein
Insolvenzverfahren eröffnet wurde oder
bei denen die Voraussetzungen zur Eröff-
nung eines solchen Verfahrens erfüllt sind,

– Unternehmen der landwirtschaftlichen Pri-
märerzeugung, der Fischerei und Aquakultur

– Unternehmen, die in einem Beteiligungsver-
hältnis zu Religionsgemeinschaften, juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts
oder zu deren Eigenbetrieben stehen,

– Gemeinnützige Unternehmen, gemeinnüt-
zige Vereine und Stiftungen.

Was wird gefördert?
Jung- und Bestandsunternehmen können
sich zu allen wirtschaftlichen, finanziellen,

personellen und organisatorischen Fragen
der Unternehmensführung beraten lassen
(Allgemeine Beratungen). Zudem sind zur
Behebung struktureller Ungleichheiten wei-
tere Themen im Rahmen von Speziellen Be-
ratungen förderfähig. Dazu gehören z.B. Be-
ratung von Frauen, von Migrantinnen/Mi-
granten, von Unternehmern/innen mit
anerkannter Behinderung, zur Fachkräftesi-
cherung/-gewinnung, zur Nachhaltigkeit und
zum Umweltschutz.
Zur Wiederherstellung ihrer wirtschaftlichen
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit kön-
nenUnternehmen in Schwierigkeiten eine
Förderung beantragen (Unternehmenssi-
cherungsberatung).
Zur Vertiefung der Maßnahmen aus der
Unternehmenssicherungsberatung kann zu-
sätzlich eine Folgeberatung in Anspruch ge-
nommen werden.
Beratungen bei Bestandsunternehmen dür-
fen pro Beratungsschwerpunkt nicht länger
als fünf Tage dauern. Die Beratungstage
müssen nicht aufeinanderfolgen. Bei Jung-
unternehmen und Unternehmen in Schwie-
rigkeiten gibt es diese Begrenzung nicht.
Nicht gefördert werden Beratungen,
– die ganz oder teilweise mit anderen öf-
fentlichen Zuschüssen gefördert werden

– die Vermittlungstätigkeiten beinhalten
und/oder deren Zweck auf den Erwerb von
bestimmten Waren oder Dienstleistungen
gerichtet ist, die von den Beratern/innen
selbst vertrieben werden

– die überwiegend Rechts- und Versiche-
rungsfragen sowie steuerberatende Tätig-
keiten zum Inhalt haben

– die den Verkauf/Vertrieb von Gütern oder
Dienstleistungen (z.B. IgeL) sowie sonstige
Umsatz steigernde Maßnahmen ein-
schließlich des entsprechenden Marke-
tings von Ärzten/innen, Zahnärzten/in-
nen, Psychotherapeuten/innen, Heilprak-
tiker/innen und deren Mitarbeiter/innen
zum Inhalt haben

– die ethisch-moralisch nicht vertretbare
oder gegen Recht und Ordnung verstoßen-
de Inhalte zum Gegenstand haben.

Zuschusshöhe
Die Höhe des Beratungskostenzuschusses
ist abhängig von den maximal förderfähigen

Beratungskosten (Bemessungsgrundlage)
und dem Standort des Unternehmens
(Fördersätze: 80% neue Bundesländer
ohne Berlin und Region Leipzig, 60%
Region Lüneburg, sonst 50%, 90% für
Unternehmen in Schwierigkeiten)
– bei Jungunternehmen beträgt die Bemes-
sungsgrundlage 4000 Euro, der Fördersatz
50% bis 80% und der max. Zuschuss 2000
Euro bis 3200 Euro

– bei Bestandunternehmen beträgt die Be-
messungsgrundlage 3000 Euro, der För-
dersatz 50 % bis 80 % und der max. Zu-
schuss 1500 Euro bis 2400 Euro

– bei Unternehmen in Schwierigkeiten be-
trägt die Bemessungsgrundlage 3000 Eu-
ro, der Fördersatz 90% und der max. Zu-
schuss 2700 Euro

Wer darf beraten?
Rechtlich selbstständige Berater/innen bzw.
Beratungsunternehmen, die mehr als 50% ih-
res Umsatzes mit der entgeltlichen Beratungs-
tätigkeit erzielen. Darüber hinaus müssen die
für die Beratung erforderlichen Fähigkeiten
vorhanden sein. Zum Nachweis der Beraterei-
genschaft sind der Bewilligungsbehörde (BA-
FA) eine Beratererklärung, ein Lebenslauf und
ein Qualitätsnachweis vorzulegen.

Verfahren
Die Antragstellung erfolgt online z. B. über die
Homepage der Förderungsgesellschaft, die als
Leitstelle in das Verfahren eingebunden ist.
Jungunternehmen undUnternehmen in Schwie-
rigkeiten müssen vor Antragstellung ein kos-
tenloses Informationsgespräch bei einem Re-
gionalpartner führen. Die BDS-Landesverbände
Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen und
Hessen sowie der BDS Bayern werden zukünf-
tig als Regionalpartner tätig. Die Liste der wei-
teren Regionalpartner ist auf unserer Homepa-
ge veröffentlicht. Spätestens drei Monate nach
dem Gespräch mit dem Regionalpartner muss
die Antragstellung bei der Leitstelle erfolgen.
Sechs Monate nach Erhalt des Informations-
schreibens ist der Verwendungsnachweis bei
der Leitstelle über die Antragsplattform einzu-
reichen. Die Leitstelle prüft die eingereichten
Unterlagen und leitet diese zur abschließenden
Entscheidung an das Bundesamt für Wirtschaft
und Ausfuhrkontrolle weiter. �

Förderung
unternehmerischen Know-hows



Tagesordnung:

1. Eröffnung und Begrüßung durch den Präsidenten
2. Grußworte
3. Wahl des Tagungspräsidiums und der Zählkommission
4. Berichte

a. des Präsidenten
b. des Hauptgeschäftsführers
c. des Landesschatzmeisters

1. Aussprache zu den Berichten
2. Feststellung der Stimmrechte
3. Entlastung des Landesvorstandes

8. Wahl der zwei Rechnungsprüfer
9. Anträge
10. BDS-Ideenwettbewerb „Best-Practice-Preisverleihung“
11. Ehrungen
12. Verschiedenes
13. Schlusswort des Präsidenten

Anträge sind bis spätestens 10.09.2016 schriftlich bei der Haupt-
geschäftsstelle in Stuttgart einzureichen.

Zur Teilnahme an der Generalversammlung ist jedes Mitglied des
Landesverbandes berechtigt.

Stimmrecht haben nur die Delegierten der Mitgliedervereinigung und
zwar für angefangene 50 bezahlte Beitragseinheiten 1 Stimme. Stichtag für
die Ermittlung des Stimmrechts ist jeweils der 31. Dezember des Vorjahres.

Stimmrecht erhalten nur Delegierte, deren vertretene Mitglieder den
Beitrag des Vorjahres bezahlt haben. Die Stimmen einer Mitglieder-

vereinigung können auf einen Delegierten vereinigt werden. Im Zwei-
felsfalle gilt als Delegierter der Vorsitzende der Mitgliedervereinigung.

Stimmenübertragung von Ortsverbänden untereinander, jedoch nur
an Delegierte innerhalb des Kreisverbandes bzw. den Kreisvorsitzenden,
ist zulässig. Die Übertragung muss zu Beginn der Generalversammlung
schriftlich vorliegen. Ein Ortsverband bzw. der Kreisvorsitzende darf aber
höchstens die Delegiertenstimmen von 3 Ortsverbänden vertreten. Für
das Stimmrecht der Präsidiumsmitglieder gilt § 10 Nr. 5 entsprechend.

Einzelmitglieder, die keiner Mitgliedervereinigung angehören, erhal-
ten je angefangene 50 Mitglieder eine Delegiertenstimme. Die Wahr-
nehmung der Delegiertenstimme erfolgt durch die Wahl bei einer
Versammlung der Einzelmitglieder, die hiermit für den 24.09.2016,
9.00 Uhr am Veranstaltungsort (Meldung beim Tagungscounter) einbe-
rufen wird mit folgender

Tagesordnung:

1. Begrüßung durch Gerd Scheffold im Auftrag des Präsidenten
2. Wahl eines Sprechers und stv. Sprecher für die Gruppe der Einzel-
mitglieder, der/die entsprechend § 9 Ziffer 3 der LV-Satzung auch
Delegierte zur Generalversammlung sind.

3. Verschiedenes

Die Mitglieder des Präsidiums haben je eine Stimme, die nicht über-
tragbar ist.

Günther Hieber
Präsident

Einladung zur Ordentlichen
Generalversammlung 2016

Samstag, 24. September 2016, 10.00 Uhr
Casino der Kurt-Georg-Kiesinger-Kaserne

Hubschraubergeschwader 64
Walpertshofer Straße 13, 88471 Laupheim (Kreis Biberach)

Tel.: 07392 / 95 - 2011
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Erinnerung: Veranstaltung „Demographischer Wandel – Wie sieht Ihr Unternehmen in 15 Jahren aus?“
Am Donnerstag, 14. Juli 2016
veranstaltet der BDS Landesverband zusammen mit dem Bundesverband demographischer Wandel (BdW) im Hotel Pullmann Stuttgart
Fontana in Stuttgart-Vaihingen einen spannenden Informationsabend zum demografischen Wandel. Um 17.30 Uhr geht es mit einem
Sektempfang los, um 18.00 Uhr ist Veranstaltungsbeginn.

Erinnerung: „BDS-Barbecue mit Flugplatzflair auf dem Adolf Würth Airport“
Am Freitag, 22. Juli 2016, ab 15.00 Uhr
sind alle BDS-Mitglieder zum exklusiven „BDS-Barbecue mit Flugplatzflair“ auf dem Gelände des Flugzeughangars vom Adolf Würth Airport
in Schwäbisch Hall-Hessental eingeladen.

Alle weiteren Informationen zu den beiden Veranstaltungen und dieMöglichkeit zur kostenpflichtigen Anmeldung finden Sie unter www.bds-bw.de



Der BDS-Landesverband hat vor
der Landtagswahl anhand von

Wahlprüfsteinen die Positionen der
bis dahin vertretenen Parteien im
Landtag abgefragt (März-Ausgabe
2016). Nachdem der Koalitionsver-
trag von Grün-Schwarz veröffentlicht
ist, stellen wir hier einige der
Antworten vor der Wahl den
Aussagen im Koalitionsvertrag in
zusammengefasster Version
gegenüber.

Standortsicherung, Infrastruk-
tur, Mittelstandsförderung

Wie planen Sie konkret die zukünftige
finanzielle und konzeptionelle Förderung
der KMU beim Ausbau des Breitband-
kabelnetzes?

Vor der Wahl sagt die
CDU, sie will die Digita-
lisierung mit einem
Breitbandpakt von 500

Mio. Euro vorantreiben. Der Schwerpunkt
soll auf Glasfaserausbau liegen. Gleichzeitig
möchte die CDU eine Förderung der Wirt-
schaftlichkeitslücken der Netzbetreiber er-
möglichen. Eine Stabsstelle im Staatsminis-
terium soll die Digitalisierung zur Chefsache
machen und als zentrale Anlaufstelle und
Knotenpunkt dienen.

Vor der Wahl: Bis 2018
stehen rund 250 Mio.
für den Breitbandaus-
bau zur Verfügung, sa-

gen die Grünen. Sie fördern den Ausbau, wo
es sich für die Telekommunikationsfirmen
nicht lohnt. Sie setzen auf kommunale
Hoch- und Höchstgeschwindigkeitsnetze
auf Grundlage moderner Glasfaserleitun-
gen. Ausbaustandard sollen 50 Megabit pro
Sekunde sein. Die Anbindung von Gewerbe-
gebieten fördern sie mit bis zu 90 Prozent
besonders stark. Ihr Ziel: die Breitbandver-
sorgung als Bestandteil der öffentlichen Da-
seinsvorsorge zu etablieren.

Koalitionsvertrag: Um die positiven Poten-
ziale der Digitalisierung zu erschließen, will
die Regierung eine ressortübergreifende Di-
gitalisierungsstrategie erarbeiten. Die Koa-
lition wird den flächendeckenden Ausbau
der Breitbandverkabelung intensiv voran-
treiben und finanziell weiter stärken. Grün-
Schwarz will erheblicheMittel zur Verfügung
stellen, um die flächendeckende Verfügbar-
keit von Bandbreiten ab 50 Mbit/s im gan-
zen Land zügig voranzutreiben. Glasfaser-
leitungen haben dabei Vorrang vor
kupferbasierten Lösungen. Mittelfristig ha-
ben sie das Ziel, dass jedes Gebäude im
Land einen Glasfaseranschluss erhält. V.a.
soll der Anschluss von Gewerbegebieten
und Schulen fortgesetzt werden. Schwer-
punkt soll dabei auf dem Glasfaserausbau
über das Betreibermodell liegen. In begrün-
deten Fällen soll aber auch eine Förderung
der Wirtschaftlichkeitslücken der Netzbe-
treiber auf Antrag von Kommunen und Krei-
sen, die das Bundesprogramm nutzen wol-
len, möglich sein. Die Koalition will sich für
die Umsetzung des Netzneutralitätsprinzips
einsetzen: Um den Wettbewerb v.a. in länd-
lichen Gebieten zu stärken, wollen sie
Mittelständler, Start-ups und kommunale
Unternehmen ermuntern und ihnen behilf-
lich sein, als Internetprovider aufzutreten.

Wie planen Sie die Förderung bei der
Sicherung der Stromversorgung durch
die Beschleunigung des Netzausbaus?

Vor der Wahl: Der Aus-
bau des Hochspan-
nungsnetzes ist von
enormer Bedeutung.

Die Verteilung innerhalb Baden-Württem-
bergs muss modernisiert werden. Es ist ein
Ausbau intelligenter Verteilernetze und Zäh-
ler notwendig.

Vor der Wahl: Baden-
Württemberg soll als
Schaufenster für Smart-
Grid-Lösungen dienen.

Es wurde eine Studie zur Planungssicher-
heit der Netzbetreiber in Auftrag gegeben,
die den Netzausbaubedarf im Verteilnetz
aufzeigen soll und inwieweit intelligente
Lösungen (Smart Grid) dabei helfen
können, den Ausbaubedarf und die Kosten
zu minimieren.

Koalitionsvertrag: Die Koalition wird sich
für einen transparenten und bedarfsgerech-
ten Ausbau der Übertragungs- und Verteil-
netze und eine frühzeitige Bürgerbeteiligung
engagieren. Die Regierung strebt die Tech-

Vor der Wahl ist nach der Wahl?

LV BADEN-WÜRTTEMBERG
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Die neue grün-schwarze Landesregierung von Baden-Württemberg Foto: Staatsministerium Baden-Württemberg



nologieführerschaft bei Smart-Grid- und
Smart-Metering bei Verteilnetzen in
Deutschland und Europa an. Die Flexibili-
sierung des Energiesystems ist zur Umset-
zung der Energiewende unabdingbar. Daher
will sie die Steuerungsmöglichkeiten des
konventionellen Kraftwerkparks, der Bio-
energie und der Nachfrage (Demand-Side-
Management) vorantreiben. Notwendig ist
auch die Erforschung (Ausbau der For-
schungsstandorte) und Weiterentwicklung
von kostengünstigen und effizienten Spei-
chertechnologien sowie eine Kopplung der
Sektoren Strom, Wärme und Verkehr mit
der Informations- und Kommunikations-
technik. Die Koalition möchte das Landes-
konzept Kraft-Wärme-Kopplung umsetzen
und v.a. flexible KWK-Konzepte fördern.

Förderungen

Wie sieht es mit der Förderung von
Gemeinschaftsaktivitäten der KMU im
Bereich Onlinehandel (Virtuelles Kauf-
haus) aus?

Vor der Wahl: Die
Städtebauförderung
sei ein wichtiges In-
strument, um der Verö-

dung der Innenstädte entgegenzuwirken,
dafür sollen Fördermittel weiterhin bereit-
gestellt werden. Die KMUs sollen über Coa-
chings und Beratungen an digitale Innova-
tionen herangeführt werden.
Digitalisierungsgutscheine sollen gut funk-
tionierende Prozesse im Online-Handel für
KMUs voranbringen.

Vor der Wahl: Neben
dem Breitbandausbau
und der Verbesserung

der Verkehrsinfrastruktur wollen sie über Di-
gitalisierungspolitik die KMUs an das Thema
„Wirtschaft 4.0“ heranführen, darin unter-
stützen. Bei der Entwicklung neuer digitaler
Geschäftsmodelle, wie virtuellen Kaufhäu-
sern, werden sie gerade die KMUs unter-
stützen.

Koalitionsvertrag:Die Städtebauförderung
leistet einen bedeutenden Beitrag zur städ-
tebaulichen Erneuerung. Daher soll diese
künftig transparenter dargestellt werden
und auf Belebung und Weiterentwicklung
bzw. Neuausrichtung von bestehenden
Wohnraumquartieren fokussiert werden.
Die Koalition will einen Rahmen schaffen,
um gerade die KMUs bei der Digitalisierung

ihrer Geschäfts- und Unternehmenswelt zu
unterstützen: die Allianz 4.0 soll weiterent-
wickelt werden zu Allianz Wirtschaft 4.0.,
die Beratung durch Digitallotsen soll fortge-
setzt werden.

Hinweis: Zur Förderung eines Projektes wie
es der Gewerbeverein Illingen mit „Illingen
hat’s“ aufgesetzt hat, also Förderung eines
Projektes von einemVerein, ist weder in den
Antworten direkt noch im Koalitionsvertrag
etwas zu finden.

Entbürokratisierung

Planen Sie den Abbau von Bürokratie-
hemmnissen, z. Bsp. beim Mindestlohn
und bei der Arbeitsstättenversorgung?

Vor der Wahl: Sie
möchten sich in der
CDU/CSU-Bundes-

tagsfraktion dafür einsetzen, dass zahlrei-
che Kritikpunkte am Mindestlohn, in Punk-
to Verschlimmerung der Bürokratie, bei der
Gesetzesüberarbeitung umgesetzt werden
sollen. Beispiele sind keine Erfassung von
Minijobs bei der Dokumentationspflicht,
deutliche Absenkung der 2.958 EUR-Grenze
auf rund 2.000 EUR nach der Mindestlohn-
dokumentationspflichten-Verordnung, deut-
liche Absenkung der umfassenden Auftrag-
geberhaftung, die durch den Verweis auf
das Arbeitnehmer-Entsendegesetz verur-
sacht wird usw. Die CDU will keine Ver-
schärfung der Arbeitsstättenverordnung,
die über geltendes Recht hinausgeht. Durch
überzogene Vorschriften sollen keine Ar-
beitsplätze gefährdet werden, trotzdem ist
ihnen der Schutz der Arbeitnehmer wichtig.

Vor der Wahl: Sie wol-
len die Chancen der Di-
gitalisierung zumBüro-
kratieabbau nutzen,

u.a. durch Stärkung von E-Government. Die
Grünen unterstützen politisch den Mindest-
lohn. Die derzeitige Gesetzeslage halten sie
für nicht befriedigend: Sie werden sich da-
für einsetzen, die Umsetzung des Mindest-
lohns praxisnah und KMU-freundlich weiter-
zuentwickeln.

Koalitionsvertrag:Wichtiges Ziel: Bürokra-
tische Belastungen abbauen. Die Koalition
will die Haftungsregelung der im Tariftreue-
und Mindestlohngesetz geregelten Subun-
ternehmerhaftung evaluieren, weil sie eine
nicht unerhebliche bürokratische Mehrbe-

lastung für Unternehmen darstellt. Das
Mittelstandsförderungsgesetz hat sich be-
währt. Sie wollen prüfen, inwiefern eine Ab-
schaffung der Vorfälligkeit der Sozialversi-
cherungsabgabe umgesetzt werden kann.
Generell soll die Einführung eines Normen-
kontrollrats wie auf Bundesebene geprüft
werden, um unnötige Bürokratie zu verhin-
dern. Sie werden prüfen, die Rechtssetzun-
gen des Landes grundsätzlich mit einer 5-
jährigen Befristung zu versehen. Die
Koalition will das Vergaberecht so vereinfa-
chen, dass KMUs sich einfacher an öffent-
lichen Ausschreibungen beteiligen können.
Baden-Württemberg soll zum Vorbild für E-
Government und Verwaltung 4.0 werden,
um die Entbürokratisierung voranzutreiben.

Steuerpolitik

Werden Sie investitionshemmende
Steuern, zum Beispiel die Grunderwerb-
steuer senken?

Vor der Wahl: Ur-
sprünglich hatte die
CDU gegen eine Erhö-
hung des Grunder-

werbsteuersatzes von 3,5% auf 5% ge-
stimmt. Inzwischen sind aber die
Mehreinnahmen gebunden, von daher se-
hen sie keine Möglichkeit, diese Erhöhung
wieder rückgängig zumachen. Aufgrund der
Wohnungsknappheit sind sie gegen eine
weitere Erhöhung der Grunderwerbsteuer.
Generell sprechen sie sich gegen Steuerer-
höhungen aus.

Vor der Wahl: Sie ha-
ben die Grunderwerb-
steuer auf 5% erhöht,

um die Zahl der Kita-Plätze zu erhöhen und
die Qualität der Betreuung zu verbessern.
Eine weitere Erhöhung der Grunderwerb-
steuer ist dafür nicht notwendig und von den
Grünen entsprechend auch nicht geplant.

Koalitionsvertrag: Die Kommunen sollen
selbst Anreize zur Innenentwicklung setzen
können. Dafür setzt sich die grün-schwarze
Regierung bei der Reform der Grundsteuer
auf Bundesebene ein. Zur Grunderwerb-
steuer steht nichts im Vertrag.
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Aus Platzgründen finden Sie einen
Teil der Gegenüberstellung auf der

Homepage: www.bds-bw.de



18 Der Selbständige 07/08-2016

Mitseiner Festrede am Sonn-
tag, 8. Mai 2016, beim Früh-
schoppen des Kurpfälzer

Mittelstands auf dem Mannheimer
Maimarkt hat Günther Oettinger, EU-
Kommissar für Digitale Wirtschaft
und Gesellschaft, bei den Selbstän-
digen und Unternehmern Nachdenk-
lichkeit und Zustimmung ausgelöst.
Der Europa-Politiker erntete lang an-
haltenden Applaus für den Tenor sei-
ner Rede zum Thema "Wirtschaft 4.0
- Herausforderung für den Mittel-
stand". Organisiert haben den Kur-
pfälzer Frühschoppen die BDS-Kreis-
verbände Mannheim und Rhein-Ne-
ckar, vertreten durch Prof. Dr.
Hans-Jörg Fischer und Dr. Annelie
Weiske, die MIT Mittelstands- und
Wirtschaftsvereinigung Kreisver-
band Mannheim, MIT Kreisverband
Bergstraße, die Kreishandwerker-
schaft Mannheim sowie der Kreis-
bauernverband Rhein-Neckar-Kreis.

Rente, Maut und Motzen
Drei Thesen stellten die Grundlage
vonOettingers Rede dar: Es geht uns
zwar gut, teilweise sogar sehr gut,
aber Deutschland muss zukunfts-
orientierter werden, um diese Stan-
dards zu halten. Die Aussage „bes-
ser wird es nicht mehr, stärker wer-
den wir nicht mehr“ ist als Warnung

zu verstehen, jetzt nicht im Stillstand
zu verharren. Deutschlandmuss auf-
passen, die Zukunft nicht zu verpas-
sen. Die aktuellen politischen The-
men „Rente, Maut und Motzen“ ge-
hen laut Oettinger an der
Wirklichkeit und den notwendigen
wegweisenden Entscheidungen vor-
bei.

Rückfall in die Kleinstaaterei
Der Mittelstand im Land muss sich
dringend der digitalen Revolution
stellen, war seine zweite These. Oet-
tinger machte deutlich, dass, wer
sich nicht auf die digitalen Verände-
rungen einlasse und einen konse-
quenten Einstieg in die digitale Welt
verneine, der würde den wirtschaft-
lichen Rückschritt mit all seinen Fol-
gen vorprogrammieren. „Am besten,
Sie melden sich gleich nach dem
Maimarkt für einen Grundkurs in Di-
gitalisierung an“, lautete sein Appell
an diejenigen, die sich noch nicht
mit diesem Thema befasst hatten.

Und besonders wichtig war ihm,
dass Populismus und Nationalismus
eine klare Absage erhalten müssen.
Oettinger trat für ein einiges Europa
ein und betonte, welche wirtschaft-
lichen Einschränkungen ein Rückfall
in die Kleinstaaterei bringen würde:
„Baden-Württemberg braucht als Ex-

portland den freien Austausch von
Waren und Dienstleistungen – und
natürlich auch von Kulturen.“ Die
Verluste an Wertschöpfung werden
beachtlich, wenn sich durch Grenz-
kontrollen die Freizügigkeit des Aus-
tauschs von Dienstleistungen, Han-
del und Produkten verändert.

Wertschöpfung gleich Null
Im Hinblick auf die Wertschöpfungs-
kette in Baden-Württemberg, die Ar-
beits- und Ausbildungsplätze sowie
Renten und Steuern sichert, hatte
Günther Oettinger ein brisantes ak-
tuelles Beispiel: Heutzutage Kindern
Geschenke zu machen, ist ja nicht
ganz einfach – dabei dann noch die
heimische Wirtschaft zu unterstüt-
zen, sehr wichtig, aber auch schwie-
rig: Er habe seine Geschenke als
junger Mensch, seien es eine
Märklin-Eisenbahn, ein Teddybär
oder ähnliches, aus der Produktion
baden-württembergischer Betriebe
erhalten. Die Geschenkwünsche sei-
nes Sohnes hingegen richten sich
auf eine Produktion, z. B. ein Smart-
phone, aus Fernost, die Daten gehen
in die USA. Hierbei ist die Wert-
schöpfung für Baden-Württemberg,
also für baden-württembergische
Arbeitsplätze, Steuern und Renten
gleich Null. �

„Baden-
Württemberg
braucht als
Exportland
den freien
Austausch
von Waren
und Dienst-
leistungen“

Einstieg in die digitale Welt
Günther Oettingers Festrede auf dem Maimarkt mit viel Applaus belohnt

Oettinger spricht auf dem
Kurpfälzer Frühschoppen

Foto: Brigitte Grausam
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Seit dem 13. Dezember 2014
regelt die EU-Lebensmittelin-
formationsverordnung (LMIV)

die Kennzeichnung von Lebensmit-
teln. Zum Teil gelten Übergangsfris-
ten bis Ende 2016.

Spätestens zum 13. Dezember
2016 müssen die Nährwertangaben
der neuen Richtlinien in Deutschland
umgesetzt werden. Was für die Ver-
braucher als Hilfestellung gedacht
ist, bedeutet aber eine große Belas-
tung für Kleingewerbetreibende, vor
allem diejenigen mit einem Online-
Shop.

Es ist dann nicht mehr ausrei-
chend, die Zutaten und Allergene
aufzulisten, sondern im Besonderen
- möglichst noch laboruntersucht -
auf jeden Fall aber die Nährwerte
pro 100 g oder 100 ml anzugeben.
Was für einen Großbetrieb kaum ein
Problem darstellt, ist für einen klei-
nen Familienbetriebmit Online-Shop
ein unlösbares Problem.

Auf Nachfrage des BDS-Vizeprä-
sidenten Wolfgang Stern, welche
Möglichkeiten es für Kleinbetriebe
gibt bzw. auf seine Bitte hin, sich für
Ausnahmeregelungen im EU-Parla-
ment einzusetzen, informierte der

EU-Parlamentarier der CDU/CSU-
Fraktion, Daniel Caspary, den BDS
zusammengefasst folgendermaßen:

Er verstehe die Sorge, aber auch
der Verbraucherschutz sei ein wich-
tiges Thema. Auf Druck der
CDU/CSU-Abgeordneten seien im
EU-Parlament jedoch weitreichende
Ausnahmen für KMU und Kleinge-
werbetreibende in die Verordnung
aufgenommen worden: „So gelten
beispielsweise umfangreiche Aus-
nahmen für nicht vorverpackte
Frischprodukte, die von den Pflicht-
angaben ausgenommen sind. Davon

profitieren beispielsweise Bäcke-
reien und Fleischtheken. Allergenin-
formationen müssen dem Kunden
allerdings dennoch entweder münd-
lich oder schriftlich vermittelt wer-
den.“ (Artikel 44, Verordnung
1169/2011) „Weiterhin sind das Le-
bensmittelhandwerk und Kleinstbe-
triebe, die verpackte Lebensmittel in
kleinen Mengen herstellen, von der
Nährwertdeklaration befreit.“ (An-
hang V, Verordnung 1169/2011)
Dies betreffe z.B. lokale Kondito-
reien, den Handel an Marktständen
oder den "ab Hof Verkauf". In der
Auslegung der Bundesländer sei ei-
ne Klausel formuliert, die Kleinst-
unternehmen mit weniger als 10 Be-
schäftigten und bis zu 2 Millionen
Euro Jahresumsatz von der ver-
pflichtenden Nährwertdeklaration
ausnehme. „Dies gilt jedoch nicht für
den Online-Verkauf und Drittproduk-
te, die von Kleinstunternehmern
weiterverkauft werden. „Auch wenn
im konkreten Fall eine durchaus
schwierige Abwägung zwischen ver-
schiedenen Interessenlagen vorzu-
nehmenwar, halte ich den in der Ver-
ordnung gefundenen Kompromiss
für durchaus vernünftig.“ �

Das Lebens-
mittelhandwerk
und Kleinst-
betriebe, die
verpackte
Lebensmittel
in kleinen
Mengen
herstellen,
sind von der
Nährwert-
deklaration
befreit

EU-Lebensmittelverordnung:
Ausnahmen für Kleingewerbe

Termine der BDS-Akademie:
Montag, 18. Juli 2016, 18.30 Uhr
Auftaktseminar „Effektive und effiziente Führung von Ortsvereinen plus
Chef-Seminar“ für die Region Nordwürttemberg in der MOTORWORLD,
Böblingen. Die Führung durch die MOTORWORLD mit anschließendem Im-
biss beginnt um 17.00 Uhr.

Samstag, 23. Juli 2016, 09.30 Uhr
Auftaktseminar „Effektive und effiziente Führung von Ortsvereinen plus
Chef-Seminar“ für die Region Südwürttemberg in der Knopf & Knopf Er-
lebniswelt, Warthausen. Eine Führung durch das Knopf & Knopf Museum
findet im Anschluss an das Seminar statt.

Samstag, 17. September 2016, 17.30 Uhr
Exklusiv-Seminar Verhandlungsführung: »Geheimwaffen der Kommunikation mit Ex-Geheimagent Leo Martin: Menschen für sich gewinnen
– Einfluss auf andere erhöhen«. Der Veranstaltungsort wird noch bekannt gegeben.

Für alle Seminare können Sie sich unter www.bds-akademie.org anmelden. Hier finden Sie auch alle weiteren Informationen zu Inhalten
und den Seminarpreisen usw.

BDS-Vizepräsident Wolfgang Stern
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…dann besteht Handlungsbedarf.
Ab dem 01.01.2017 gelten neue Re-
geln für die elektronischen Regis-
trierkassen. Die Übergangsfrist läuft
am 31.12.2016 ab. Zwischenzeitlich
pfeifen es schon die Spatzen von
den Dächern: Ab 01.01.2017müssen
die elektronischen Registrierkassen
revisionssicher und digital auswert-
bar ausgerüstet sein. Einzelaufzeich-
nung auf Bon-Ebene nach den
Grundsätzen zum Datenzugriff und
zur Prüfbarkeit digitaler Unterlagen,
kurz GDPdU genannt, wird Pflicht -
nun auch ab 01.01.2017 für die
elektronischen Registrierkassen.
Und die digitalen Nachweise müs-
sen 10 Jahre vorgehalten werden.

Bargeschäfte ohne elektronische
Registrierkasse, mit so genannten
„offenen Ladenkassen“ oder „Hand-
kassen“, wie zum Beispiel auf einem
Wochenmarkt für Waren mit gerin-
gemWert an eine unbestimmte Viel-
zahl an Kunden, dürfen auch nach
dem 01.01.2017 weiter getätigt wer-
den. Aber auch da gilt jetzt schon die
Aufzeichnungspflicht, das bedeutet,
täglich einen dokumentierten Kas-
senbericht zu erstellen nach den ge-
setzlichen Regeln.

Für PC-Kassen besteht die Auf-
zeichnungspflicht nach GDPdU schon
seit dem 01.01.2002. Jetzt kommen
auch die elektronischen Registrier-
kassen dran. Es ist zumutbar, diese
elektronischen Kassen technisch auf-
zurüsten oder auch zu ersetzen. Zum
Beispiel mit einer PC-Kasse.

Wir verweisen insbesondere auf
das BMF-Schreiben vom 26. No-
vember 2010: Bei Außenprüfungen,
ggfls. auch unangemeldeten, wer-
den verstärkt prüfungsrelevante Da-

tenbestände in Augenschein genom-
men werden. Die Prüferinnen und
Prüfer sind geschult, die Program-
mierung der Kassen festzustellen
und auszuwerten.

Insbesondere bedeutet das, dass
die zur Kasse gehörenden Unterla-
gen wie Bedienungsanleitung, Pro-
grammieranleitung, Protokolle über
Einrichtung (Einarbeitung und Test

ebenso) und Programmierung kom-
plett aufbewahrt werden müssen –
Rechnungen selbstverständlich
auch.

Die Unternehmer müssen die
Kassendaten (und Unterlagen) 10
Jahre nachweisen können. Wenn der
eingebaute Speicher nicht ausrei-
chend ist, dann müssen geeignete
Speichermedien vorhanden sein, um
Sicherungen zu erstellen und in ge-
eigneter Form aufzubewahren, um
die Anforderungen zu erfüllen.

Werden Sie rechtzeitig aktiv und
riskieren Sie nicht die Folgen einer
nicht ordnungsgemäßen Kassenfüh-
rung. Das hat den Verlust der Ord-
nungsmäßigkeit der gesamten Buch-
führung zur Folge (zumindest dann,
wenn es sich um nicht untergeordnete
Umsätze des Unternehmens handelt).

Sollten Sie es nicht schaffen, Ihre
Kasse passend auszurüsten oder
grundsätzliche Änderungen in der
Kasse gesetzeskonform zum
01.01.2017 herbeizuführen, dann
können Sie am 31.12.2016 Ihre
elektronische Registrierkasse aus-
schalten und die Bargeschäfte mit
einer „offenen Ladenkasse“ führen.
Aber im Gegensatz zu einer GDPdU-
konformen elektronischen Kasse
wird es nicht leichter. Diese Art der
Kassenführung ist mit höherem Auf-
wand verbunden. Sie müssen jeden
einzelnen Vorgang eindeutig identifi-
zierbar mit ausreichender Beschrei-
bung des Geschäftsvorfalls auf-
zeichnen. Die Verpflichtung zur Ein-
zelaufzeichnung ergibt sich schon
aus dem Umsatzsteuergesetz unab-
hängig von der Gewinnermittlungs-
art. Wenn Sie für die Aufzeichnung
am Markt erhältliche Programme
verwenden, dann werden die nur an-
erkannt, wenn eine nachträgliche
Änderung unmöglich ist. Excel, zum
Beispiel, zählt hier eindeutig nicht
dazu. Die Kassen müssen täglich ge-
zählt und das Wechselgeld doku-
mentiert werden.

Die Zeit läuft. Machen Sie sich fit.
Befragen Sie Ihren Steuerberater und
werden Sie aktiv. Die Folgen, wenn
Differenzen festgestellt werden, kön-
nen zur Umsatz- und Gewinnschät-
zung führen und auch ein Steuer-
strafverfahren nach sich ziehen.

Im Detail finden Sie das BMF-
Schreiben vom
26.11.2010 zum
Nachlesen hier:

bgr

Unternehmer
müssen die
Kassendaten
(und Unterlagen)
10 Jahre
nachweisen
können
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Wenn Sie eine Barkasse, eine
elektronische Registrierkasse haben…
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Dreizehn-fünfzehn-zweihundertzehn

Bei herrlichem Sommerwetter trafen
sich am Sonntag den 22. Mai 2016
fünfzehn BDS-Mitglieder, Damen und

Herren, überwiegend aus dem Rhein-Ne-
ckar-Kreis, mit dreizehn hubraumstarken
Motorrädern pünktlich im 10.00 Uhr mor-
gens in Heidelberg-Ziegelhausen, um die
erste ganztätige Ausflugsfahrt in den
Odenwald zu starten. Michelstadt an der
Grenze zu Südhessen war das erste Etap-
penziel. Ein kleines Motorradmuseum voll
mit Exponaten aus der Zeit, als die meisten
der Gäste noch als staunende Jungs oder
Mädels vor den damaligen Motorrädern
standen, wurde ausgiebig besichtigt. Jeder
hatte zu den Exponaten eine Geschichte zu
erzählen. Weiter ging es dann über Amor-
bach im bayerischen Odenwald nach Mu-
dau im Neckar-Odenwaldkreis. Das schöne
Wetter brachte natürlich auch andere Aus-

flügler auf die Straße, allerdings fanden die
beiden Tourengestalter Peter Gassert und
Harald Kunkel dann doch Wege und Stra-
ßen abseits des großen Verkehrs. So konn-
ten die mit schwerem Gerät ausgestatteten
Bikerinnen und Biker ab und zu auch Blicke
in die wunderschönen Landschaften wa-
gen und Gerüche von Waldmeister und
Kräuterwiesen im Vorbeifahren aufneh-
men. Von Mudau ging es dann Richtung Sü-
den ins Heilbronner Land. Spätestens auf
dieser Etappe übertönte langsam das Knur-
ren der hungrigen Mägen den satten Sound
der Harleys, also peilte man zügig - wieder
auf herrlichen Straßen – das nächste Etap-
penziel in Gundelsheim an. Dort war eine
lange Tafel für alle reserviert. Bei leckerem
Essen und bester Besen-Stimmung gab es
genügend Zeit für ausgiebige Benzinges-
präche. Die schwarzen Gewitterwolken am

Himmel blieben dabei lange unbeobachtet.
Als der Himmel sich immer mehr verdun-
kelte, leitete man dann doch den schnellen
Aufbruch ein, nicht ohne vorher ein Grup-
penbild zu fotografieren. Und klar, die 
Dusche von oben blieb dann auch nicht
aus, erfahrene Motorradfahrer kennen das.
Trotz der Wetterkapriolen zum Schluss der
Ausfahrt war es eine sehr disziplinierte und
vor allem sichere Reise mit einer Gruppe,
die sich schnell verstand. Es gab zum Glück
keine einzige brenzlige Situation, die selbst
fahrenden Damen haben den Männern 
gezeigt, dass sie genauso unerschrocken
unterwegs sein können. Also kam zum
Schluss der Schwur, dass dies nicht die
letzte Ausfahrt gewesen sein soll. Ach ja:
210 km betrug die reine Streckenlänge, 
ohne die An- und Abfahrtskilometer zum
Startpunkt und nach Hause. HKK   �

Bei scho ̈nem Wetter macht die
BDS-Bikertour so richtig Laune

Fotos: Privat

Erste Motorradtour der BDS-Geschäftsstelle Nordbaden

B

So eine Biker-Tour macht hungrig... Spannende Besichtigung des Motorradmuseums
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Öffentlichkeitsarbeit zum Thema Rentenpflicht für Selbständige

BDS gegen Zwangsheirat 
mit der gesetzlichen Rente

Der Bund der Arbeitgeber
(BDA) fordert in seinem
veröffentlichten Grund-

satzpapier unter anderem eine
Altersvorsorgepflicht für Selb-
ständige. Günther Hieber, Präsi-
dent des BDS-Bundes- und Lan-
desverbandes, verdeutlicht die
BDS-Position zur aktuellen De-
batte um die Altersvorsorgepro-
blematik in der Mitteilung an die
Presse folgendermaßen: „Grund-
sätzlich spricht aus Sicht des
BDS nichts gegen eine Altersvor-
sorgepflicht für Selbständige.
Um einer drohenden Altersarmut
vorzubeugen, macht eine Vorsor-
gepflicht durchaus Sinn. Aber wir
sind gegen eine Zwangsverheira-
tung mit der gesetzlichen Ren-
tenversicherung.“

Der BDS Landesverband Ba-
den-Württemberg fordert im Fal-
le einer Vorsorgepflicht, dass die

Selbständigen die Wahl haben
zwischen freiwilligem Eintritt in
die gesetzliche Rente oder dem
Abschluss einer privaten Renten-
vorsorgemöglichkeit. Auch die
Höhe der Rentenbeiträge muss
jeder selbst bestimmen dürfen.
„Es kann nicht sein, dass das de-
mografische Rentenproblem und
das Fehlen effektiver Rentenre-
formen auf dem Rücken des be-
reits sehr stark belasteten deut-
schen Mittelstandes ausgetra-

Günther Hieber

ist sowohl Präsident des 
BDS Baden-Württemberg

als auch Präsident 
des Bundesverbandes 

der Selbständigen

gen werden“, betonte Hieber
und schlussfolgerte: „Daher
müssen die Selbständigen und
ihre Verbände mit an den Ver-
handlungstisch. Es darf nicht
über ihre Köpfe hinweg nur mit
den großen Sozialpartnern ver-
handelt werden!“

Die Gefahr der Altersarmut
besteht vor allem bei Selbstän-
digen mit unterdurchschnittli-
chem Einkommen. Um diesen
überhaupt die finanzielle Mög-
lichkeit zur Vorsorge zu geben,
müssten die hohen Mindestbei-
träge in der Kranken- und Pfle-
geversicherung auf Angestell-
tenniveau abgesenkt werden.
„Darüber hinaus sind wir für ei-
ne Abmilderung der Besteue-
rung der Altersbezüge durch hö-
here Altersfreibeträge“, so Hie-
ber. Diese müssten von einem
stetig wachsenden Steuerzu-
griff, wie auch bei späteren
Krankenversicherungsbeiträgen
auf die Altersbezüge, entlastet
werden. „Das wäre ein sinnvol-
ler Schritt zur Vermeidung von
Altersarmut durch den Staat“,
bekräftigte der BDS-Präsident
abschließend. �

Personalien

Ehrennadel in Silber für Hans Schwenkedel

Ehrung von Hans Schwenkedel

Die BDS-Ehrennadel in Sil-
ber erhielt Hans Schwenk   -
edel am 08. Juni 2016 im

Rahmen der Mitgliederversamm-
lung des BDS Filderstadt-Siel-
mingen. An diesem Abend fand
auch seine Verabschiedung als
Vorstand des Gewerbevereins
statt, den er seit 17 Jahren führ-
te und in dem er seit 23 Jahren
Mitglied ist. Norbert E. Raif, Vize -
präsident des Landesverbandes,
und Joachim W. Doerr, BDS-
Hauptgeschäftsführer, über-
reichten die Ehrung höchst per-
sönlich. Um nur einige seiner Ver-

dienste für den BDS zu nennen:
Er sorgte für Mitgliederzuwachs,
hat sich um die Nachwuchsför-
derung gekümmert, erfolgreich
für den Erhalt des Gymnasiums
gekämpft, vier gelungene Leis-
tungsschauen organisiert und er
war kommunalpolitisch sehr ak-
tiv und einflussreich. Wir danken
Hans Schwenkedel für sein 
Engagement für den BDS noch
einmal sehr herzlich und wün-
schen ihm auch weiterhin eine
erfüllende BDS-Mitgliedschaft
und erfolgreiche unternehme -
rische Zukunft! �



Aktuelle Termine der 
BDS-Orts- und Kreisverbände 

06.07.2016 BDS Besigheim: 17. Unternehmerfrühstück

08.07.2016 Leimen Aktiv: Festakt 50 Jahre BDS in Leimen

09./10.07.2016 BDS Bonlanden: 
Verkaufsoffener Sonntag

12.07.2016 RGV Rheinau: 
Schule und Beruf an der Konrad-Duden-Realschule

14.07.2016 BDS Mannheim-Mitte: 
Mittagstisch des BDS Mannheim-Mitte e.V.

15.-18.07.2016 Ortsverband Schrozberg: Gewerbeausstellung am Jacobi-Sommerfest

16./17.07.2016 BDS Sachsenheim: Sommer am Schloss

17.07.2016 BDS Michelfeld: BDS-Sommer-Famillienfest, Witzmannsweiler

20.07.2016 BDS-Mannheim-Mitte: Jahres-Mitgliederversammlung, Augusta-Hotel

22.07.2016 GHV Hüttlingen: Langer Einkaufsabend bis 22 Uhr

23.07.2016 Leimen Aktiv: 50 Jahre BDS in Leimen: 
Wir ROCKEN die Stadt, Georgiplatz

26.-31.07.2016 Ortsverband Schrozberg: Open-Air-Kinofestival, Sportgelände

29.07.2016 BDS HGV Wolfschlugen: 10. BDS Gewerbegebietslauf, Jubiläumslauf

30.07.2016 RGV Rheinau: Kartoffelfest – Mitglieder und Gäste, ASV Rheinau

05.08.2016 BDS Iller/Weihung: BDS-Sommernachtsfest, Hüttisheim

15.08.2016 BDS Schwäbisch Hall: BDS-Unternehmerstammtisch mit 
Nachtwächterführung durch Schwäbisch Hall

24.08.2016 KV Esslingen: Besuch der Eßlinger Zeitung

24.08.2016 KV Esslingen: Feierabendtreff, Sportheim Sirnau

25./26.08.2016 BDS Gerlingen: Afterworkparty, Rathausplatz 

07.09.2016 BDS Besigheim: 18. Unternehmerfrühstück

07.09.2016 BDS Kirchberg/Murr: Kinderferienprogramm bei Fa. Gläser

11.09.2016 GV Illingen: Tagesausflug Wanderung um Schorndorf

11.09.2016 GHV Stuttgart-Feuerbach: Verkaufsoffener Kirbe-Sonntag

Weitere Termine immer aktuell unter www.bds-bw.de/termine
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Älter werden.
Unabhängig bleiben.

Unser Pflegetagegeld: Schützt Sie und Ihre Familie 
vor den finanziellen Folgen im Pflegefall.  

Unsere Highlights: 
■ 100 % Leistung bei stationärer Pfl ege ab Pfl egestufe I
■ Beitragsbefreiung bei Pfl egebedürftigkeit
■ Leistung schon ab Pfl egestufe 0 (Demenz)

Bestens vorgesorgt mit unserem Tarif PremiumPlus.

Weitere Informationen fi nden Sie auf 
unserer Homepage 
www.wuerttembergische.de

Ihr Ansprechpartner: Herr Christopher Schoenen

Württembergische Versicherung AG
Gebietsdirektion Aachen
Adenauerstr. 20 / A3 · 52146 Würselen
Telefon 02405 42597-0 · Mobil 0160 4057553

Code scannen 
und weitere 

Informationen 
erhalten.


